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Pressestimmen

Doppelt gefährlich

Der Kult, den starke Männer um sich
selbst machen, hat auch Risiken und
Nebenwirkungen. Innenpolitisch mag
die demonstrative Breitbeinigkeit von
Trump und Erdogan nützlich sein.
Auftritte nach Art steinzeitlicher
Stammesführer, die sich selbst grö-
lend an die Brust schlagen, beeindru-
cken bis heute viele Menschen – am
meisten die Schwachen, die sich auf-
grund eigener Unsicherheit nach einer
starken Führungsperson sehnen.

Leipziger Volkszeitung
Die USA und die Türkei überziehen

sich gegenseitig mit Drohungen und
verstärken damit die starken Span-
nungen zwischen den beiden Nato-
Partnern. Das ist doppelt gefährlich:
Die Kontroverse vergiftet das Klima
in der Allianz. Und sie wird womög-
lich dazu führen, dass sich die Türkei
noch stärker Russland zuwendet.

Neue Osnabrücker Zeitung

Der politische Stil der Präsidenten
Donald Trump und Recep Tayyip
Erdogan und ihre Auseinanderset-
zung ist Gegenstand der folgenden
Kommentarauszüge:

Wann je hat das amerikanisch-türki-
sche Verhältnis einen so haltlosen po-
litischen und emotionalen Absturz er-
lebt? Ein Nato-Staat verhängt Sank-
tionen gegen Minister eines anderen
Nato-Staats: Das ist neu. Der Kon-
flikt um den Pastor Andrew Brunson
hätte längst beigelegt werden können,
diskret, geräuscharm, unter beidersei-
tiger Gesichtswahrung.

Hannoversche Allgemeine Zeitung

4. August

1990 – Erstmals landet ein Flug-
zeug der Lufthansa auf dem Ost-
Berliner Flughafen Schönefeld.

1944 – Das jüdische Mädchen
Anne Frank wird zusammen mit sei-
ner Familie in einem Versteck in
Amsterdam entdeckt und nach
Deutschland in ein Konzentrations-
lager deportiert.

5. August
2003 – Erstmals nach 23 Jahren

wird der direkte zivile Flugverkehr
zwischen Europa und Afghanistan
wieder aufgenommen. In Düssel-
dorf startet ein Airbus zum Non-
Stopp-Flug nach Kabul.

1988 – Bei einem Bombenanschlag
auf eine britische Kaserne in Ratin-
gen bei Düsseldorf werden fünf
Menschen verletzt. Die IRA bekennt
sich zu der Tat.

1858 – Das erste Transatlantikka-
bel zwischen Großbritannien und
den USA wird fertiggestellt. dpa

DIE PARTEICHEFIN DER CDU hat mit desaströsen Umfragewerten zu kämpfen. Der Streit zwischen Christdemokraten und Christ-
sozialen hat manchen Wähler zutiefst abgestoßen. So bald wird in der Union wohl noch keine Ruhe einkehren. Foto: dpa

Die Union gibt sich entsetzt
Erstmals liegen CDU und CSU bei Umfragen unter 30 Prozent

Von unserem Korrespondenten
Martin Ferber

Berlin. In der Union ist das Entsetzen
groß. Dass die Umfragewerte im Augen-
blick nicht übermäßig gut ausfallen
würden, hatte man bei CDU und CSU
nach dem holprigen Start der Bundesre-
gierung und dem wochenlangen Streit
zwischen den beiden Parteivorsitzenden
Angela Merkel und Horst Seehofer um
die Ausländerpolitik erwartet. Doch die
neuesten Zahlen des „Deutschland-
trends“ von Infratest Dimap im Auftrag
von ARD und „Welt“ treffen die Partei
schwer. Wären am kommenden Sonntag
Bundestagswahlen, kämen die beiden
Unionsschwestern auf gerade einmal
noch 29 Prozent, nachdem sie bei der
Wahl im September vergangenen Jahres
noch auf 31,9 Prozent gekommen war.
Das ist der bislang schlechteste Wert für
die Union überhaupt – noch nie lag sie
unter 30 Prozent.

Und auch die Große Koalition hätte im
Parlament keine Mehrheit mehr. Die
SPD würde 18 Prozent bekommen und
läge damit nur noch einen einzigen
Punkt vor der AfD mit 17 Prozent. Die
Grünen klettern auf 15 Prozent (plus
eins), ein neues Hoch für die Öko-Partei,
die Linke käme unverändert auf neun
Prozent und die FDP sieben Prozent
(minus eins).

In der Union lösten die schlechten
Werte eine Debatte über die Ausrich-
tung der Partei aus. Gegenüber unserer
Zeitung übte der stellvertretende CDU-
Chef und baden-württembergische In-
nenminister Thomas Strobl Selbstkritik
und ging mit der eigenen Partei wie der
bayerischen Schwester CSU hart ins Ge-
richt. „Über diese Werte braucht man
sich, ehrlich gesagt, kaum zu wundern.
Das Bild, das die Union zuletzt abgege-
ben hat, war überhaupt nicht optimal.“
Er hoffe sehr, „dass
allen, wirklich al-
len, jetzt klar ist:
Nichts schadet den
Unionsschwestern
so sehr wie öffent-
licher Streit, schlechter Umgangston
und gegenseitiges Schlechtreden“.
Gleichzeitig appellierte Strobl an seine
Partei, sich nun auf ihre Stärken zu be-
sinnen: „Jetzt heißt es: konzentrierte,
ruhige, solide Sacharbeit für Deutsch-
land und die Menschen, Dann wird auch
die Zustimmung zu unserer Politik auch
wieder steigen.“

Ähnlich argumentierte auch der neue
saarländische Ministerpräsident Tobias
Hans. Der Streit von CDU und CSU
beim Thema Migration sei „ein großer
Fehler“ gewesen. Es zeige sich, „dass es
sich für unsere Schwesterpartei CSU
überhaupt nicht auszahlt“. Umfragen

und Wahlen könnten nur bestanden
werden, wenn man geschlossen auftrete.
Insofern sein es gut, dass man sich nun
„zusammengerauft“ habe.

Doch so schnell wird in der Union wohl
keine Ruhe einkehren. Noch am Freitag
begann das Spiel der gegenseitigen Vor-
würfe und Schuldzuweisungen. So
machte der Vorsitzende der konservati-
ven „WerteUnion“ in der CDU, Alexan-
der Mitsch aus Heidelberg, den „jahre-
langen Linkskurs der Parteispitze“ und

die „Sozialdemo-
kratisierung der
Union“ für die im-
mer schlechter
werdenden Umfra-
geergebnisse ver-

antwortlich. „Die Koalition mit der SPD
hat zu einem traurigen Höchstwert bei
der Steuer- und Abgabenlast und einem
großen Verlust an innerer und äußerer
Sicherheit geführt.“ Die Union brauche
daher „jetzt eine Politikwende im Geiste
Helmut Kohls, Ludwig Erhards und
Konrad Adenauers“.

Die CSU wies den Vorwurf zurück, vor
allem Innenminister Horst Seehofer tra-
ge die Alleinschuld für das schlechte
Abschneiden der Union. „Da wird ein
Sündenbock gesucht für Fehler, die auch
an anderer Stelle gemacht worden
sind“, hieß es in CSU-Kreisen gegen-
über unserer Zeitung.

Strobl für Rückkehr
zu solider Sacharbeit

„Seebrücke reicht bis Karlsruhe“
600 Demonstranten setzen ein Zeichen gegen die Blockade von Rettungsschiffen

Von unserem Mitarbeiter
Stefan Jehle

Karlsruhe. „Nein zur Festung Europa“
oder „Seebrücke statt Seehofer“, stand
auf den Transparenten. Am Freitag-
abend protestierten in Karlsruhe etwa
600 Menschen gegen die Blockade der
Seenotrettung im Mittelmeer, organi-
siert wurde die Demonstration von der
„Seebrücke“, die bundesweit schon
100 000 Menschen auf die Straßen trieb.
Der Karlsruher Bundestagsabgeordnete
Michel Brandt (Die Linke), Hauptorga-
nisator der Demonstration, will selbst
„nicht mehr zuschauen, wenn fortlau-
fend Seerecht gebrochen wird“. Es sei
„gebrochenes Recht“, sagt er, wenn man
in Seenot geratene Schiffbrüchige nicht
aus Lebensgefahr berge. In einem Monat
Juni seien „noch nie so viele Menschen
ertrunken im Mittelmeer wie in diesem
Jahr“. Die bundesweit auftretende Ini-
tiative „Seebrücke“ – eine Bewegung,
getragen von verschiedenen Bündnissen
und Akteuren der Zivilgesellschaft –
stellt als Hauptforderung „eine Entkri-
minalisierung der Seenotrettung“, und
die „Aufnahme in sicheren Häfen“. „Die
Seebrücke reicht jetzt auch bis Karlsru-
he, und es wird Zeit“, unterstrich
Brandt.

Als Hauptredner war Benedikt Funke
nach Karlsruhe gekommen. Der Kapi-
tän zur See, der in Bremen ein Studium
des Wirtschaftsingenieurs für Seever-
kehr absolvierte, ist schon seit einigen
Jahren auf europäischen Gewässern un-
terwegs. Zwischen Sommer 2016 und
August 2017 war er verantwortlicher
Kapitän des von der Jugendorganisation

„Jugend rettet“ betriebenen Schiffs Iu-
venta. Über 14 000 Menschen hatten er
und seine Crew im Mittelmeer in dieser
Zeit gerettet. Seit August 2017 liegt sein
Schiff nun in Trapani, an der Westküste
von Sizilien, zwangsweise vor Anker.
Gegen 22 Personen, davon zehn Crew-
Mitglieder der Iuventa – sind staatsan-
waltschaftliche Ermittlungen eingelei-
tet worden. Die Vorwürfe „seien halt-
los“, sagte Funke, die Iuventa sei „das
erste Schiff das von Behörden festge-
setzt wurde.“ Zu seiner Motivation er-
klärt Funke, er habe „nicht mehr nur
zuschauen können, dass Menschen vor

unserer Haustür sterben“. Das sei für
ihn mehr als nur „eine Verpflichtung“.
Er würde „jederzeit wieder losfahren“,
bekundet Funke – um das zu tun, was
„eigentlich Aufgabe der EU-Instituti-
onen“ sei.

Bei der auch noch am späteren Abend
drückenden Hitze setzte sich der Demo-
Zug vom Kirchplatz St. Stephan zum
Ludwigsplatz in Bewegung – um dann
über die Kaiserstraße am Marktplatz die
Abschlusskundgebung abzuhalten. Zu
sehen waren auch einige prominente
Vertreter der Parteien Die Linke, den
Grünen und der SPD.

KLARE BOTSCHAFT: Die Demonstranten in der Karlsruher Innenstadt setzten sich für die
Seenotrettung ein. Foto: Jehle

Bald Anklage
gegen Dasbar W.

Karlsruhe (RW). Die Anklage gegen
Dasbar W., den Mann, dem vorgeworfen
wird, er habe kurz vor Weihnachten ei-
nen Anschlag auf die Eisbahn vor dem
Karlsruher Schloss vorbereitet, steht
unmittelbar bevor. „Die Anklageschrift
liegt unterschriftsreif auf dem Schreib-
tisch des Generalbundesanwalts“, sagte
der Verteidiger des Terrorverdächtigen
auf Anfrage der BNN. Deshalb zog er
auch einen Antrag auf Haftprüfung zu-
rück, über den der Bundesgerichtshof
am Freitag entscheiden sollte.

Wie berichtet, hatten Spezialkräfte der
Landespolizei den 29-jährigen Iraker
am 20. Dezember in Karlsruhe festge-
nommen. Die Ermittlungsbehörden
werfen dem Mann vor, er habe geplant,
mit einem Fahrzeug einen Anschlag auf
die Menschen rund um die Eislauffläche
auf dem Karlsruher Schlossplatz ge-
plant zu haben. Später wurde bekannt,
dass der Festgenommene kurz zuvor
freiwillig bei der Polizei war, um einen
Bekannten wegen des Verdachts auf ter-
roristische Umtriebe anzuzeigen. Bei
diesem Bekannten soll es sich nach An-
gaben von Dasbar W.s Verteidiger um ei-
nen V-Mann des Landeskriminalamtes
handeln.

Sollte die Anklage zugelassen werden –
wovon auszugehen ist – wird der Fall vor
dem Oberlandesgericht Stuttgart ver-
handelt. Der Prozess wird dann hinter
den Betonmauern von Stuttgart-
Stammheim stattfinden, in den Räumen,
in denen in den 70er-Jahren gegen die
Terroristen der Rote-Armee-Fraktion
verhandelt wurde.

Angst vor neuer
Gewalt im Kosovo

Pristina (dpa). Im Kosovo herrscht gro-
ße Befürchtung neuer Gewalt, weil am
Samstag eine Frist für ein Autonomie-
statut für die serbische Minderheit ab-
läuft. Serbiens Staatspräsident Aleks-
andar Vucic appellierte am Freitag an
seine Landsleute, nicht auf Provokatio-
nen zu reagieren und Ruhe zu bewahren.
Serbien werde ihr Leben in jedem Fall
schützen.

Auf der anderen Seite warnte Kosovo-
Regierungschef Ramush Haradinaj die
Serben vor einseitigen Schritten. Me-
dien berichteten, die serbische Minder-
heit könnte eigenmächtig ihre Autono-
mie ausrufen.

Wagenknecht
startet „Aufstehen“

Hamburg/Berlin (dpa). Die neue
Sammlungsbewegung von Linksfrakti-
onschefin Sahra Wagenknecht trägt den
Namen „Aufstehen“. Wie der „Spiegel“
berichtet, soll die Website www.aufste-
hen.de bereits an diesem Samstag online
gehen. „Unser Ziel sind natürlich ande-
re politische Mehrheiten und eine neue
Regierung mit sozialer Agenda“, sagte
Wagenknecht dem Nachrichtenmaga-
zin. „Ein Schlüssel dafür ist die SPD.“

In den vergangenen Monaten hatte Wa-
genknecht immer wieder um unzufrie-
dene Anhänger von SPD und Grünen
geworben, die sich nicht mehr mit dem
Kurs ihrer Partei identifizieren.

Wirtschaftlich
geteiltes Land

Von unserem Mitarbeiter
Sascha Mayer

Berlin. Zwischen Görlitz und Ingol-
stadt sind es Luftlinie keine 370 Kilo-
meter. Wenn es ums Einkommens-Ni-
veau für Arbeitnehmer geht, liegt aber
eine kleine Welt zwischen dem Land-
kreis in Sachsen und der Audi-Stadt in
Bayern. 4 635 Euro brutto im Monat ver-
dienten Vollzeitbeschäftigte in Ingol-
stadt im Mittel, das ist bundesweit spit-
ze. Görlitz und Umgebung sind dagegen
mit 2 183 Euro Schlusslicht aller Kom-
munen in Deutschland.

Der große Abstand zeigt: Fast 30 Jahre
nach dem Mauerfall bleiben die Gehäl-
ter im Osten klar hinter denen im Wes-
ten zurück. Doch ganz so einfach ver-
laufen die Trennlinien nicht. Dass man
in den neuen Ländern tendenziell
schlechter verdient, ist kein überra-
schendes Phänomen. Auch die generelle
Wirtschaftskraft ist geringer. Je Ein-
wohner liegt die Wirtschaftsleistung am
Standort Ost momentan bei 73,2 Pro-
zent des Westniveaus, wie die Bundesre-
gierung im jährlichen Einheits-Bericht
2017 bilanzierte. Und ein entscheiden-
der Grund dafür hat wiederum auch
Einfluss auf das Gehaltsniveau: die
„Kleinteiligkeit der ostdeutschen Wirt-
schaft“ und ein Mangel an Konzernzen-
tralen großer Unternehmen, wie es in

dem Bericht heißt. In großen Firmen
gibt es meist mehr gut bezahlte Füh-
rungsposten und lukrative Jobs für bes-
ser qualifizierte Fachkräfte.

In Ingolstadt mit gut 130 000 Einwoh-
nern arbeiten allein 44 000 Beschäftigte
beim Autobauer Audi. Weit vorn in der
neuen Statistik der Bundesagentur für
Arbeit liegt auch die Volkswagen-Stadt
Wolfsburg mit 4 622 Euro. Mehr als
4 000 Euro sind ebenfalls in den Wirt-
schaftsmetropolen München und Stutt-
gart oder am Finanzplatz Frankfurt am
Main drin. Auf der anderen Seite steht
ein deutlich niedrigeres Gehaltsniveau
im Osten. Wobei der Landkreis Görlitz
nicht einmal zu den schon ganz und gar
deindustrialisierten Regionen gehört. In
Ostsachsen sorgen aber Abwanderung
und schlechte Verkehrsanbindungen für
große Probleme. Zum Beispiel auch in
dünn besiedelten Gegenden in Vorpom-
mern lagen die mittleren Verdienste nur
um die 2 200 Euro.

„Von gleichwertigen Lebensverhält-
nissen kann in Deutschland nicht ge-
sprochen werden“, so die Linke-Ar-
beitsmarktexpertin im Bundestag, Sabi-
ne Zimmermann. Dabei zielt die Kritik
nicht allein auf den Osten, auch auf „ab-
gehängte“ Regionen im Westen. Tat-
sächlich gehen die Verdienste auch dort
auseinander. In Rheinland-Pfalz reicht
die Spanne von 2 642 Euro in der Süd-
westpfalz bis 4 534 Euro in Ludwigsha-
fen, der Heimat des Chemieriesen BASF.

Weniger große
Unternehmen im Osten

4531848
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Die Union gibt sich entsetzt
Erstmals liegen CDU und CSU bei Umfragen unter 30 Prozent

Von unserem Korrespondenten
Martin Ferber

Berlin. In der Union ist das Entsetzen
groß. Dass die Umfragewerte im Augen-
blick nicht übermäßig gut ausfallen
würden, hatte man bei CDU und CSU
nach dem holprigen Start der Bundesre-
gierung und dem wochenlangen Streit
zwischen den beiden Parteivorsitzenden
Angela Merkel und Horst Seehofer um
die Ausländerpolitik erwartet. Doch die
neuesten Zahlen des „Deutschland-
trends“ von Infratest Dimap im Auftrag
von ARD und „Welt“ treffen die Partei
schwer. Wären am kommenden Sonntag
Bundestagswahlen, kämen die beiden
Unionsschwestern auf gerade einmal
noch 29 Prozent, nachdem sie bei der
Wahl im September vergangenen Jahres
noch auf 31,9 Prozent gekommen war.
Das ist der bislang schlechteste Wert für
die Union überhaupt – noch nie lag sie
unter 30 Prozent.

Und auch die Große Koalition hätte im
Parlament keine Mehrheit mehr. Die
SPD würde 18 Prozent bekommen und
läge damit nur noch einen einzigen
Punkt vor der AfD mit 17 Prozent. Die
Grünen klettern auf 15 Prozent (plus
eins), ein neues Hoch für die Öko-Partei,
die Linke käme unverändert auf neun
Prozent und die FDP sieben Prozent
(minus eins).

In der Union lösten die schlechten
Werte eine Debatte über die Ausrich-
tung der Partei aus. Gegenüber unserer
Zeitung übte der stellvertretende CDU-
Chef und baden-württembergische In-
nenminister Thomas Strobl Selbstkritik
und ging mit der eigenen Partei wie der
bayerischen Schwester CSU hart ins Ge-
richt. „Über diese Werte braucht man
sich, ehrlich gesagt, kaum zu wundern.
Das Bild, das die Union zuletzt abgege-
ben hat, war überhaupt nicht optimal.“
Er hoffe sehr, „dass
allen, wirklich al-
len, jetzt klar ist:
Nichts schadet den
Unionsschwestern
so sehr wie öffent-
licher Streit, schlechter Umgangston
und gegenseitiges Schlechtreden“.
Gleichzeitig appellierte Strobl an seine
Partei, sich nun auf ihre Stärken zu be-
sinnen: „Jetzt heißt es: konzentrierte,
ruhige, solide Sacharbeit für Deutsch-
land und die Menschen, Dann wird auch
die Zustimmung zu unserer Politik auch
wieder steigen.“

Ähnlich argumentierte auch der neue
saarländische Ministerpräsident Tobias
Hans. Der Streit von CDU und CSU
beim Thema Migration sei „ein großer
Fehler“ gewesen. Es zeige sich, „dass es
sich für unsere Schwesterpartei CSU
überhaupt nicht auszahlt“. Umfragen

und Wahlen könnten nur bestanden
werden, wenn man geschlossen auftrete.
Insofern sein es gut, dass man sich nun
„zusammengerauft“ habe.

Doch so schnell wird in der Union wohl
keine Ruhe einkehren. Noch am Freitag
begann das Spiel der gegenseitigen Vor-
würfe und Schuldzuweisungen. So
machte der Vorsitzende der konservati-
ven „WerteUnion“ in der CDU, Alexan-
der Mitsch aus Heidelberg, den „jahre-
langen Linkskurs der Parteispitze“ und

die „Sozialdemo-
kratisierung der
Union“ für die im-
mer schlechter
werdenden Umfra-
geergebnisse ver-

antwortlich. „Die Koalition mit der SPD
hat zu einem traurigen Höchstwert bei
der Steuer- und Abgabenlast und einem
großen Verlust an innerer und äußerer
Sicherheit geführt.“ Die Union brauche
daher „jetzt eine Politikwende im Geiste
Helmut Kohls, Ludwig Erhards und
Konrad Adenauers“.

Die CSU wies den Vorwurf zurück, vor
allem Innenminister Horst Seehofer tra-
ge die Alleinschuld für das schlechte
Abschneiden der Union. „Da wird ein
Sündenbock gesucht für Fehler, die auch
an anderer Stelle gemacht worden
sind“, hieß es in CSU-Kreisen gegen-
über unserer Zeitung.
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„gebrochenes Recht“, sagt er, wenn man
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und Akteuren der Zivilgesellschaft –
stellt als Hauptforderung „eine Entkri-
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Kapitän des von der Jugendorganisation

„Jugend rettet“ betriebenen Schiffs Iu-
venta. Über 14 000 Menschen hatten er
und seine Crew im Mittelmeer in dieser
Zeit gerettet. Seit August 2017 liegt sein
Schiff nun in Trapani, an der Westküste
von Sizilien, zwangsweise vor Anker.
Gegen 22 Personen, davon zehn Crew-
Mitglieder der Iuventa – sind staatsan-
waltschaftliche Ermittlungen eingelei-
tet worden. Die Vorwürfe „seien halt-
los“, sagte Funke, die Iuventa sei „das
erste Schiff das von Behörden festge-
setzt wurde.“ Zu seiner Motivation er-
klärt Funke, er habe „nicht mehr nur
zuschauen können, dass Menschen vor

unserer Haustür sterben“. Das sei für
ihn mehr als nur „eine Verpflichtung“.
Er würde „jederzeit wieder losfahren“,
bekundet Funke – um das zu tun, was
„eigentlich Aufgabe der EU-Instituti-
onen“ sei.

Bei der auch noch am späteren Abend
drückenden Hitze setzte sich der Demo-
Zug vom Kirchplatz St. Stephan zum
Ludwigsplatz in Bewegung – um dann
über die Kaiserstraße am Marktplatz die
Abschlusskundgebung abzuhalten. Zu
sehen waren auch einige prominente
Vertreter der Parteien Die Linke, den
Grünen und der SPD.

KLARE BOTSCHAFT: Die Demonstranten in der Karlsruher Innenstadt setzten sich für die
Seenotrettung ein. Foto: Jehle

Bald Anklage
gegen Dasbar W.

Karlsruhe (RW). Die Anklage gegen
Dasbar W., den Mann, dem vorgeworfen
wird, er habe kurz vor Weihnachten ei-
nen Anschlag auf die Eisbahn vor dem
Karlsruher Schloss vorbereitet, steht
unmittelbar bevor. „Die Anklageschrift
liegt unterschriftsreif auf dem Schreib-
tisch des Generalbundesanwalts“, sagte
der Verteidiger des Terrorverdächtigen
auf Anfrage der BNN. Deshalb zog er
auch einen Antrag auf Haftprüfung zu-
rück, über den der Bundesgerichtshof
am Freitag entscheiden sollte.

Wie berichtet, hatten Spezialkräfte der
Landespolizei den 29-jährigen Iraker
am 20. Dezember in Karlsruhe festge-
nommen. Die Ermittlungsbehörden
werfen dem Mann vor, er habe geplant,
mit einem Fahrzeug einen Anschlag auf
die Menschen rund um die Eislauffläche
auf dem Karlsruher Schlossplatz ge-
plant zu haben. Später wurde bekannt,
dass der Festgenommene kurz zuvor
freiwillig bei der Polizei war, um einen
Bekannten wegen des Verdachts auf ter-
roristische Umtriebe anzuzeigen. Bei
diesem Bekannten soll es sich nach An-
gaben von Dasbar W.s Verteidiger um ei-
nen V-Mann des Landeskriminalamtes
handeln.

Sollte die Anklage zugelassen werden –
wovon auszugehen ist – wird der Fall vor
dem Oberlandesgericht Stuttgart ver-
handelt. Der Prozess wird dann hinter
den Betonmauern von Stuttgart-
Stammheim stattfinden, in den Räumen,
in denen in den 70er-Jahren gegen die
Terroristen der Rote-Armee-Fraktion
verhandelt wurde.

Angst vor neuer
Gewalt im Kosovo

Pristina (dpa). Im Kosovo herrscht gro-
ße Befürchtung neuer Gewalt, weil am
Samstag eine Frist für ein Autonomie-
statut für die serbische Minderheit ab-
läuft. Serbiens Staatspräsident Aleks-
andar Vucic appellierte am Freitag an
seine Landsleute, nicht auf Provokatio-
nen zu reagieren und Ruhe zu bewahren.
Serbien werde ihr Leben in jedem Fall
schützen.

Auf der anderen Seite warnte Kosovo-
Regierungschef Ramush Haradinaj die
Serben vor einseitigen Schritten. Me-
dien berichteten, die serbische Minder-
heit könnte eigenmächtig ihre Autono-
mie ausrufen.

Wagenknecht
startet „Aufstehen“

Hamburg/Berlin (dpa). Die neue
Sammlungsbewegung von Linksfrakti-
onschefin Sahra Wagenknecht trägt den
Namen „Aufstehen“. Wie der „Spiegel“
berichtet, soll die Website www.aufste-
hen.de bereits an diesem Samstag online
gehen. „Unser Ziel sind natürlich ande-
re politische Mehrheiten und eine neue
Regierung mit sozialer Agenda“, sagte
Wagenknecht dem Nachrichtenmaga-
zin. „Ein Schlüssel dafür ist die SPD.“

In den vergangenen Monaten hatte Wa-
genknecht immer wieder um unzufrie-
dene Anhänger von SPD und Grünen
geworben, die sich nicht mehr mit dem
Kurs ihrer Partei identifizieren.

Wirtschaftlich
geteiltes Land

Von unserem Mitarbeiter
Sascha Mayer

Berlin. Zwischen Görlitz und Ingol-
stadt sind es Luftlinie keine 370 Kilo-
meter. Wenn es ums Einkommens-Ni-
veau für Arbeitnehmer geht, liegt aber
eine kleine Welt zwischen dem Land-
kreis in Sachsen und der Audi-Stadt in
Bayern. 4 635 Euro brutto im Monat ver-
dienten Vollzeitbeschäftigte in Ingol-
stadt im Mittel, das ist bundesweit spit-
ze. Görlitz und Umgebung sind dagegen
mit 2 183 Euro Schlusslicht aller Kom-
munen in Deutschland.

Der große Abstand zeigt: Fast 30 Jahre
nach dem Mauerfall bleiben die Gehäl-
ter im Osten klar hinter denen im Wes-
ten zurück. Doch ganz so einfach ver-
laufen die Trennlinien nicht. Dass man
in den neuen Ländern tendenziell
schlechter verdient, ist kein überra-
schendes Phänomen. Auch die generelle
Wirtschaftskraft ist geringer. Je Ein-
wohner liegt die Wirtschaftsleistung am
Standort Ost momentan bei 73,2 Pro-
zent des Westniveaus, wie die Bundesre-
gierung im jährlichen Einheits-Bericht
2017 bilanzierte. Und ein entscheiden-
der Grund dafür hat wiederum auch
Einfluss auf das Gehaltsniveau: die
„Kleinteiligkeit der ostdeutschen Wirt-
schaft“ und ein Mangel an Konzernzen-
tralen großer Unternehmen, wie es in

dem Bericht heißt. In großen Firmen
gibt es meist mehr gut bezahlte Füh-
rungsposten und lukrative Jobs für bes-
ser qualifizierte Fachkräfte.

In Ingolstadt mit gut 130 000 Einwoh-
nern arbeiten allein 44 000 Beschäftigte
beim Autobauer Audi. Weit vorn in der
neuen Statistik der Bundesagentur für
Arbeit liegt auch die Volkswagen-Stadt
Wolfsburg mit 4 622 Euro. Mehr als
4 000 Euro sind ebenfalls in den Wirt-
schaftsmetropolen München und Stutt-
gart oder am Finanzplatz Frankfurt am
Main drin. Auf der anderen Seite steht
ein deutlich niedrigeres Gehaltsniveau
im Osten. Wobei der Landkreis Görlitz
nicht einmal zu den schon ganz und gar
deindustrialisierten Regionen gehört. In
Ostsachsen sorgen aber Abwanderung
und schlechte Verkehrsanbindungen für
große Probleme. Zum Beispiel auch in
dünn besiedelten Gegenden in Vorpom-
mern lagen die mittleren Verdienste nur
um die 2 200 Euro.

„Von gleichwertigen Lebensverhält-
nissen kann in Deutschland nicht ge-
sprochen werden“, so die Linke-Ar-
beitsmarktexpertin im Bundestag, Sabi-
ne Zimmermann. Dabei zielt die Kritik
nicht allein auf den Osten, auch auf „ab-
gehängte“ Regionen im Westen. Tat-
sächlich gehen die Verdienste auch dort
auseinander. In Rheinland-Pfalz reicht
die Spanne von 2 642 Euro in der Süd-
westpfalz bis 4 534 Euro in Ludwigsha-
fen, der Heimat des Chemieriesen BASF.

Weniger große
Unternehmen im Osten
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